
BehindertenrechtsBehindertenrechts--
konventionkonvention



EntstehungsgeschichteEntstehungsgeschichte
•• Bericht UNBericht UN--Sonderberichterstatter Sonderberichterstatter LeandroLeandro
DespouysDespouys zu den Menschenrechten zu den Menschenrechten 
behinderter Menschen im Jahr 1993behinderter Menschen im Jahr 1993

•• Verabschiedung von Verabschiedung von „„Rahmenbestimmungen Rahmenbestimmungen 
ffüür die Herstellung der Chancengleichheit fr die Herstellung der Chancengleichheit füür r 
BehinderteBehinderte““ im Jahr 1993 durch Vereinte im Jahr 1993 durch Vereinte 
NationenNationen

•• April 2000 wurde damalige April 2000 wurde damalige MenschenrechtsMenschenrechts--
kommissarinkommissarin durch durch MenschenrechtsMenschenrechts--
kommissionkommission gebeten, Magebeten, Maßßnahmenkatalog zu nahmenkatalog zu 
erarbeitenerarbeiten



EntstehungsgeschichteEntstehungsgeschichte

•• auf Initiative von Mexiko am 19.12.2001 auf Initiative von Mexiko am 19.12.2001 

Verabschiedung der Resolution 56/1685       Verabschiedung der Resolution 56/1685       

hierdurch Bildung des Ad Hoc Aushierdurch Bildung des Ad Hoc Aus--

schussesschusses

•• Dezember 2003 Verabschiedung derDezember 2003 Verabschiedung der

Resolution 58/2466Resolution 58/2466

•• Erarbeitung eines KonventionsentwurfsErarbeitung eines Konventionsentwurfs

durch Arbeitsgruppe im Januar 2004durch Arbeitsgruppe im Januar 2004



EntstehungsgeschichteEntstehungsgeschichte

•• in der 3 in der 3 -- 6 Sitzung Vollendung von zwei 6 Sitzung Vollendung von zwei 
Lesungen des EntwurftextesLesungen des Entwurftextes 2004/20052004/2005

•• Vorlage des Entwurfs und Annahme in der Vorlage des Entwurfs und Annahme in der 
7 und 8 Sitzung 20067 und 8 Sitzung 2006

•• ÜÜberarbeitung durch Redaktionsgruppe berarbeitung durch Redaktionsgruppe 
Ende 2006 und Verabschiedung durch Ende 2006 und Verabschiedung durch 
UNUN--Generalversammlung am 13.12.2006Generalversammlung am 13.12.2006



EntstehungsgeschichteEntstehungsgeschichte

•• Unterzeichnung durch Deutschland am Unterzeichnung durch Deutschland am 
30.03.200730.03.2007

•• Verabschiedung durch Bundestag und Verabschiedung durch Bundestag und 
Bundesrat Ende 2008Bundesrat Ende 2008

•• Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 
24.02.2009 bei Vereinten Nationen24.02.2009 bei Vereinten Nationen

•• Inkrafttreten am 26.03.2009Inkrafttreten am 26.03.2009



Staaten, die die Konvention ratifiziert habenStaaten, die die Konvention ratifiziert haben
BangladeschBangladesch -- 30 November 200730 November 2007

KroatienKroatien -- 15 August 200715 August 2007

KubaKuba -- 6 September 20076 September 2007

Ecuador Ecuador -- 3 April 20083 April 2008

El Salvador El Salvador -- 14 14 DezemberDezember 20072007

GabunGabun -- 1 1 OktoberOktober 20072007

Guinea Guinea -- 8 8 FebruarFebruar 20082008

UngarnUngarn -- 20 20 JuliJuli 20072007

IndienIndien -- 1 1 OktoberOktober 20072007

JamaikaJamaika -- 30 30 MMäärzrz 20072007

KonventionKonvention unterschriebenunterschrieben: 147: 147

JordanienJordanien -- 31 31 MMäärzrz 20082008

Mexico Mexico -- 17 17 DezemberDezember 20072007

Namibia Namibia -- 4 4 DezemberDezember 20072007

Nicaragua Nicaragua -- 7 7 DezemberDezember 20072007

Panama Panama -- 7 August 20077 August 2007

Peru Peru -- 30 30 JanuarJanuar 20082008

San Marino San Marino -- 22 22 FebruarFebruar 20082008

SSüüdafrikadafrika -- 30 November 200730 November 2007

SpanienSpanien -- 3 3 DezemberDezember 20072007

TunesienTunesien -- 2 April 20082 April 2008

KonventionKonvention ratifiziertratifiziert: 96: 96



Ziel der KonventionZiel der Konvention

•• den vollen und gleichberechtigten Genuss aller den vollen und gleichberechtigten Genuss aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten fMenschenrechte und Grundfreiheiten füür r 
Menschen mit Behinderungen zu schMenschen mit Behinderungen zu schüützen und tzen und 
zu gewzu gewäährleisten und die Achtung der ihnen hrleisten und die Achtung der ihnen 
innewohnenden Winnewohnenden Wüürde zu frde zu föördernrdern

•• daher Ausgestaltung als vdaher Ausgestaltung als vöölkerrechtlicher lkerrechtlicher 
Vertrag, der bestehende Menschenrechte fVertrag, der bestehende Menschenrechte füür r 
Lebenssituation behinderter Menschen Lebenssituation behinderter Menschen 
konkretisiertkonkretisiert



KernpunkteKernpunkte

•• DiskriminierungsschutzDiskriminierungsschutz

•• BarrierefreiheitBarrierefreiheit

•• Partizipation Partizipation 

•• Ausbau von KenntnissenAusbau von Kenntnissen

•• BewusstseinsbildungBewusstseinsbildung

•• InklusionInklusion



Entwicklung in DeutschlandEntwicklung in Deutschland
•• Forderungen nach Perspektivwechsel durch Forderungen nach Perspektivwechsel durch 
BehindertenverbBehindertenverbäände bereits seit Anfang der nde bereits seit Anfang der 
80er Jahre80er Jahre

•• VerfassungsergVerfassungsergäänzung 1994 durch Artikel 3 nzung 1994 durch Artikel 3 
Abs. 3 Satz 2 GG Abs. 3 Satz 2 GG 

•• Inkrafttreten SGB IX 2001Inkrafttreten SGB IX 2001

•• Behindertengleichstellungsgesetz Bund 2002Behindertengleichstellungsgesetz Bund 2002

•• Landesbehindertengleichstellungsgesetz NRW Landesbehindertengleichstellungsgesetz NRW 
20042004

•• Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 2006Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 2006



Artikel 6Artikel 6

•• es werden geeignete Maes werden geeignete Maßßnahmen zur Sicherung nahmen zur Sicherung 
der vollen Entfaltung, der Fder vollen Entfaltung, der Föörderung und rderung und 
StStäärkung der Autonomie der Frauen getroffenrkung der Autonomie der Frauen getroffen

•• ausdrausdrüückliche Anerkennung, dass behinderte  ckliche Anerkennung, dass behinderte  
Frauen mehrfachen Diskriminierungen Frauen mehrfachen Diskriminierungen 
ausgesetzt sindausgesetzt sind

•• §§ 2 BGG: Besonderen Bed2 BGG: Besonderen Bedüürfnissen von Frauen rfnissen von Frauen 
ist Rechnung zu tragenist Rechnung zu tragen



Artikel 7Artikel 7

•• Betonung der Gleichberechtigung von Betonung der Gleichberechtigung von 
behinderten Kindern als weitere Ergbehinderten Kindern als weitere Ergäänzung nzung 
zur Kinderrechtskonventionzur Kinderrechtskonvention

•• ihre Fihre Fäähigkeiten sind zu entwickeln und die higkeiten sind zu entwickeln und die 
IdentitIdentitäät ist zu wahrent ist zu wahren

•• §§ 1 Satz 2 SGB IX/1 Satz 2 SGB IX/§§ 4 Abs. 3 SGB IX4 Abs. 3 SGB IX

Besonderen BedBesonderen Bedüürfnissen von Kindern ist rfnissen von Kindern ist 
Rechnung zu tragen/Leistungen nach Rechnung zu tragen/Leistungen nach 
MMööglichkeit mit nichtbehinderten Kindernglichkeit mit nichtbehinderten Kindern



Artikel 9Artikel 9

•• es sind geeignete Maes sind geeignete Maßßnahmen zu treffen, um nahmen zu treffen, um 
einen gleichberechtigten Zugang  zur einen gleichberechtigten Zugang  zur 
physischen Umwelt, zu Transportmitteln, physischen Umwelt, zu Transportmitteln, 
InformationsInformations-- und Kommunikationswegen und Kommunikationswegen 
zu gewzu gewäährleistenhrleisten

•• hierzu sind beispielsweise Mindeststandards hierzu sind beispielsweise Mindeststandards 
und Leitlinien zur Zugund Leitlinien zur Zugäänglichkeit  v. nglichkeit  v. 
ööffentlichen Einrichtungen zu schaffen ffentlichen Einrichtungen zu schaffen 



Artikel 13Artikel 13

•• Menschen mit Behinderungen ist ein Menschen mit Behinderungen ist ein 
gleichberechtigter Zugang zur Justiz zu gleichberechtigter Zugang zur Justiz zu 
gewgewäährleistenhrleisten

•• es sind geeignete Schulungen fes sind geeignete Schulungen füür im Justizwesen r im Justizwesen 
beschbeschääftigte Personen vorgesehenftigte Personen vorgesehen

•• §§ 191 a GVG: Gerichtsdokumente sind in 191 a GVG: Gerichtsdokumente sind in 
wahrnehmbarer Form zugwahrnehmbarer Form zugäänglich zu machennglich zu machen

•• §§ 186 GVG: Verst186 GVG: Verstäändigung in einer ndigung in einer 
Verhandlung fVerhandlung füür hr höörr-- oder sprachbehinderte oder sprachbehinderte 
Menschen ermMenschen ermööglichenglichen



Artikel 20Artikel 20

•• perspersöönliche Mobilitnliche Mobilitäät im Hinblick auf grt im Hinblick auf größößtt--

mmöögliche Unabhgliche Unabhäängigkeit ist sicherzustellenngigkeit ist sicherzustellen

•• zu erschwinglichen Kostenzu erschwinglichen Kosten

•• mit Wahlmmit Wahlmööglichkeiten hinsichtlich glichkeiten hinsichtlich 
Zeitpunkt, Art und WeiseZeitpunkt, Art und Weise

•• Schulungen in MobilitSchulungen in Mobilitäätsfertigkeiten sollen tsfertigkeiten sollen 
erfolgenerfolgen



Artikel 24Artikel 24

•• kein Ausschluss vom allgemeinen kein Ausschluss vom allgemeinen BildungsBildungs--
systemsystem aufgrund einer Behinderungaufgrund einer Behinderung

•• innerhalb des Bildungssystems angemessene innerhalb des Bildungssystems angemessene 
Vorkehrungen und notwendige Vorkehrungen und notwendige UnterUnter--
ststüützungtzung

•• Qualifizierung der LehrkrQualifizierung der Lehrkrääftefte



Artikel 27Artikel 27

•• Anerkennung des Rechts auf die Anerkennung des Rechts auf die MMööglichglich--
keitkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu , den Lebensunterhalt durch Arbeit zu 
verdienen:verdienen:

-- offeneroffener

-- integrativerintegrativer

-- zugzugäänglichernglicher

ArbeitsmarktArbeitsmarkt



InhaltInhalt

Art. 1 ZweckArt. 1 Zweck
Art. 2 DefinitionenArt. 2 Definitionen
Art. 3 Allg. GrundsArt. 3 Allg. Grundsäätzetze
Art. 4 Allg. VerpflichtungenArt. 4 Allg. Verpflichtungen
Art. 5 NichtdiskriminierungArt. 5 Nichtdiskriminierung
Art. 6 Frauen mit BehinderungArt. 6 Frauen mit Behinderung
Art. 7 Kinder mit BehinderungArt. 7 Kinder mit Behinderung
Art. 8 FArt. 8 Föörderung des Bewusstseinsrderung des Bewusstseins
Art. 9 ZugArt. 9 Zugäänglichkeitnglichkeit
Art. 10 Recht auf LebenArt. 10 Recht auf Leben
Art. 11 GefahrensituationenArt. 11 Gefahrensituationen
Art. 12 RechtsArt. 12 Rechts--/Gesch/Geschääftsfftsfäähigkeithigkeit
Art. 13 Zugang zur JustizArt. 13 Zugang zur Justiz
Art. 14 PersArt. 14 Persöönliche Freiheit ...nliche Freiheit ...
Art. 15 Freiheit von Folter ...Art. 15 Freiheit von Folter ...
Art. 16 Freiheit von Ausbeutung,Art. 16 Freiheit von Ausbeutung,

Gewalt u. MissbrauchGewalt u. Missbrauch

Art. 17 Schutz der Unversehrtheit..Art. 17 Schutz der Unversehrtheit..
Art. 18 FreizArt. 18 Freizüügigkeit und gigkeit und 
StaatsangehStaatsangehöörigkeitrigkeit

Art. 19 UnabhArt. 19 Unabhäängiges Leben und ngiges Leben und 
Teilhabe an der GemeinschaftTeilhabe an der Gemeinschaft

Art. 20 PersArt. 20 Persöönliche Mobilitnliche Mobilitäätt
Art. 21 Meinungsfreiheit ...Art. 21 Meinungsfreiheit ...
Art. 22 Schutz der PrivatsphArt. 22 Schutz der Privatsphäärere
Art. 23 Achtung von Heim und Art. 23 Achtung von Heim und FamilieFamilie
Art. 24 BildungArt. 24 Bildung
Art. 25 GesundheitArt. 25 Gesundheit
Art. 26 RehabilitationArt. 26 Rehabilitation
Art. 27 Arbeit und BeschArt. 27 Arbeit und Beschääftigungftigung
Art. 28 Angemessener Art. 28 Angemessener LebensstandardLebensstandard
Art. 29 politische TeilhabeArt. 29 politische Teilhabe
Art. 30 kulturelle TeilhabeArt. 30 kulturelle Teilhabe



DurchfDurchfüührung und hrung und ÜÜberwachungberwachung
•• innerstaatliche Anlaufstelleinnerstaatliche Anlaufstelle

•• Ausschuss fAusschuss füür die Rechte von Menschen r die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in Genfmit Behinderungen in Genf

•• Berichtswesen der VertragsstaatenBerichtswesen der Vertragsstaaten

•• PrPrüüfung der Berichte durch Ausschuss und fung der Berichte durch Ausschuss und 
Zusammenarbeit mit VertragsstaatenZusammenarbeit mit Vertragsstaaten

•• Bericht des Ausschusses gegenBericht des Ausschusses gegenüüber ber 
Generalversammlung und WirtschaftsGeneralversammlung und Wirtschafts-- u. u. 
SozialratSozialrat

•• Konferenzen der VertragsstaatenKonferenzen der Vertragsstaaten



FakultativprotokollFakultativprotokoll

•• eigensteigenstäändiger vndiger vöölkerrechtlicher Vertraglkerrechtlicher Vertrag

•• Erweiterung der Kompetenzen des Erweiterung der Kompetenzen des 
Ausschusses fAusschusses füür die Rechte von Menschen r die Rechte von Menschen 
mit Behinderungenmit Behinderungen

-- IndividualbeschwerdeIndividualbeschwerde

-- UntersuchungsverfahrenUntersuchungsverfahren

Unterschrieben: 90         Unterschrieben: 90         RatifiziertRatifiziert: 60: 60



WWüürdigung der Konventionrdigung der Konvention

•• es wird verdeutlicht, dass Behinderungen es wird verdeutlicht, dass Behinderungen 
einen Teil der Lebensvielfalt darstelleneinen Teil der Lebensvielfalt darstellen

•• erstmaliger Zugang zu universell erstmaliger Zugang zu universell 
verbrieften Rechten fverbrieften Rechten füür einen Gror einen Großßteil der teil der 
rund 650 Millionen behinderten Menschenrund 650 Millionen behinderten Menschen

•• 2/3 der behinderten Bev2/3 der behinderten Bevöölkerung leben in lkerung leben in 
EntwicklungslEntwicklungsläändernndern


